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BONN/KREMS (jp) – Im Mai 2014
sind die Bürger Europas dazu auf -
gerufen, das Europäische Parlament
für weitere fünf Jahre neu zu wählen.
Diese Wahl steht unter besonderen
Vorzeichen: Erstmals treten die Par-
teien mit europaweiten Spitzenkan-
didaten an.

Vor allem aber wird es aus zahn-
ärztlicher Sicht zu wichtigen Wei-
chenstellungen in der nächsten Le -
gislaturperiode des EU-Parlamentes
kommen. So geht es vor allem um eine
Aufhebung des Zwangs, als Zahnarzt
Mitglied einer Zahnärztekammer
werden zu müssen, und eine deutliche
Beschneidung der Rechte der Kam-
mer zum Beschluss autonomer be-
rufsrechtlicher Regelungen wie de-
ren Aufsicht. Die Erbringung von
 Gesundheitsdienstleistungen   soll
 europaweit normiert und eine Ver-
schärfung der Regelungen zum Inver-
kehrbringen von Medizinprodukten
erlassen werden. 

Kernforderungen der BZÄK an
die EU-Parlamentarier sind eine
weitgehende Sicherstellung der
„freien Berufsausübung im Pa -
tienteninteresse (Charta der freien

Berufe in Europa)“. Der BZÄK geht 
es um den Erhalt der alten Struktu-
ren der Selbstverwaltung (Kammer-
privilegien), eine „Gewährleistung
einer  hohen Qualität der zahn -
medizinischen Ausbildung“ und
„Amalgam ist als notwendiges
 zahnmedizinisches Füllungsmaterial
zu erhalten“. 

Die BZÄK fordert das Euro -
päische Parlament auf, sich für die
Verabschiedung einer europäischen
Charta der freien Berufe einzuset-
zen, die in Anlehnung an den Small
Business Act eine Standortbestim-
mung der Freiberuflichkeit auf euro-
päischer Ebene vorsieht. Dabei soll
die Arbeit des Council of European

Dentists und anderer freiberuflichen
Dachverbände genutzt werden. 

Die BZÄK sieht die Gefahr, dass
„bewährte Strukturen beruflicher
Selbstverwaltung zugunsten einma-
liger Beschäftigungseffekte infrage
gestellt und voreilig aufgegeben 
werden, ohne die Folgekosten zu
 kalkulieren“. Dazu gehören auch die
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Einfachste Handhabung
Dentalfotografie soll einfach und im
 Praxisablauf integrierbar sein. Kompakt-
kameras der gehobenen Klasse entsprechen
den Ansprüchen und besitzen eine ausgewo-
gene Kosten-Nutzen-Balance.4Seite 4f
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Perio Green überzeugt
Mit dem neuen, einfach und sicher an -
zuwendenden photodynamischen Wirk-
stoff bringt die elexxion AG Farbe in 
die laserunterstützte Parodontitis- und
 Periimplantitistherapie. 

ANZEIGE

BONN/KREMS (jp) – Die Bundes-
zahnärztekammer (BZÄK) fordert,
Amalgam als anerkanntes Füllungs-
material in der Zahnmedizin zu er -
halten. Amalgam sei ein langlebiges,
kostengünstiges und leicht zu verar-
beitendes Füllungsmaterial. Ein gene-
relles Amalgamverbot hätte spürbare
Auswirkungen auf die Gesundheits-
kosten in vielen EU-Mitgliedsstaaten,
da die Verarbeitung aller verfügbaren
Alternativmaterialien erheblich teu-
rer wäre. Die Folge wäre zwangsläufig

eine Zunahme von Zahnerkrankun-
gen in Teilen der Bevölkerung. Welt-
weit gebe es zudem kein Füllungs -
material, das so oft und intensiv auf
eine mögliche Gesundheitsgefährdung
hin untersucht wurde, wie es bei
Amalgam der Fall sei. Keine Studie
konnte bisher den Nachweis für die
These erbringen, dass das Vorhanden-
sein von Amalgamfüllungen in einem
ursächlichen Zusammenhang für
Krankheiten steht, so die BZÄK.

MÜNCHEN – Das Bundessozialgericht
(BSG) hat entschieden, dass die Ver-
schlüsselung der Zahnarztnummer bei
der Übersendung der Abrechnungs -
daten an die Krankenkassen nicht zu -
lässig ist. Auslöser war ein Rechtsstreit
zwischen der AOK Bayern und der Kas-
senzahnärztlichen Vereinigung Bayerns
(KZVB). Die KZVB hatte argumentiert,
dass sie laut Bundesmantelvertrag den
Krankenkassen bei der Übermittlung
der Abrechnungsdaten die Identität des
Zahnarztes nicht mitteilen muss. Zwei
Jahrzehnte lang wurden die Zahnarzt-
nummern deshalb an die Kassen nur ver-
schlüsselt übertragen. Dagegen hatte die
AOK Bayern geklagt, war aber in den Vor-
instanzen unterlegen. Das BSG gab der
Klägerin nun Recht. Eine Pseudonymi-
sierung der Zahnarztnummer ist dem-
nach nicht mit dem Sozialgesetzbuch
vereinbar. Nachdem die KZVB an die
Einhaltung der Regelungen des Bundes-
mantelvertrags gebunden ist, bleibt ab-
zuwarten, wie sich die Vertragspartner
auf Bundesebene neu verständigen. 
Quelle: Kassenzahnärztliche Vereinigung Bayerns
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Aufweichung des
Datenschutzes

Pseudonymisierung von
 Zahnarztdaten rechtswidrig.

[ Hochwertiger Zahnersatz zu günstigen Preisen ]

SO GEHT SERVICE HEUTE
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Multibracketbehandlung
Die Vorteile festsitzender Multibracket-
apparaturen sind unbestritten. Ihre An-
wendung hat aber auch Nebenwirkungen.
Der Demineralisation des Schmelzes kann
entgegengewirkt werden.

Fortsetzung auf S. 2 unten Ë

Europawahl entscheidet über Zukunft des
„freien Berufes Zahnarzt“

Wichtige Weichenstellungen in nächster Legislaturperiode des EU-Parlamentes.

Amalgam muss erhalten bleiben
Amalgamverbot hätte spürbare Auswirkungen auf Gesundheitskosten. 
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Die zahnärzt-
lichen Kör-
perschaften

und Verbände aus den europäischen
 Ländern geben viel Geld aus, um in Brüssel
und Straßburg mit Organisationen und
 Büros repräsentativ vertreten zu sein.
 Regelmäßig bewegen sich Kohorten von
zahnärztlichen Funktionären und Kam-
merbürokraten der verschiedenen Fach-
bereiche aus ihren Heimatländern zu 
„Ausschüssen“ oder „Parlamentariertreffen“
nach Brüssel und Straßburg, um zu tagen,
sich abzustimmen. Bislang waren sie auch
ziemlich erfolgreich, nicht weil sie groß 
mit eigenen Initiativen vorangekommen
wären, sondern weil sie vieles an Vorha-
ben, forsch aus der EU-Kommission vor -
geschlagen, im parlamentarischen Klein-
Klein aus vielen nationalen Interessen
 heraus verhindern oder auf die lange Bank
des Zerredens schieben konnten. Aber 
EU-Bürokraten kennen dieses Spiel schon
und sind beharrlich, unter neuen Headlines
alte Vorhaben immer wieder zur Vorlage
parlamentarischer Initiativen zu nutzen.
Und jedesmal kommen sie ein Stück wei-
ter, schaffen Boden für eine Realisierung. 

So gibt es auch im zahnärztlichen
Interessensfeld einige Themen, seit Jahren
in Diskussion ohne bisher echten Fort-
schritt, die aber nun, zum x-ten Mal auf
dem Tisch liegend, sich immer konkreter
auf eine Realisation zubewegen. Die Lage
für die zahnärztlichen EU-Interessens -
vertretungen wird ernster, das merkt man
an der zunehmend kritischen Tonlage 
von Stellungnahmen und deren Intensität.
So auch die seitenlang ausgebreiteten For-
derungen der Bundeszahnärztekammer
(BZÄK) zur Europawahl in wenigen Tagen.
Da merkt man richtig, wo der Hut brennt
und man in Berlin längst weiß, dass der Zug
fast unaufhaltbar auf die Schiene gesetzt,
sich voranbewegt. 

Das Kernthema der BZÄK: Erhalt der
(durch Zwangsbeiträge der Zahnärzte
 finanzierten) Selbstverwaltung, sprich der

Kammerstatus darf nicht fallen. Natürlich
geht es dabei vornehmlich um Posten -
sicherung und Einfluss, aber die Mitstreiter
werden auf zahnärztlicher europäischer
Verbandsebene immer lustloser, für Kam-
mer-Sonderinteressen weniger Länder zu
kämpfen, und so die national bestimmten
Argumentationen mit angeblich wichtigen
Sonderpositionen immer eindringlicher. 

Nicht die unmittelbare berufliche
Interessenswahrung steht im Vordergrund
der BZÄK-Argumente, sondern die funk -
tionierende Rolle in der dualen Ausbildung
der Assistenzkräfte muss herhalten. Die
größte Gefahr, dass der Kammer-Status
mit Zwangsmitgliedschaft fällt, droht nicht
so sehr aus der Unmutssituation unter
 Heilberuflern, sondern in den Wirtschafts-
und Handelskammern, wo ja auch Ver -
fassungsgerichtsverfahren laufen.

Ein anderes Thema ist die Öffnung 
zur europaweiten Erbringung von Gesund-
heitsleistungen. Darf in einem EU-Land ein
Zahntechniker mit Prothetikerausbildung
eine 28er herstellen und eingliedern, soll er
es auch in Deutschland können. Gleiches
gilt für den Status und den Leistungserbrin-
gungsumfang für die akademisierte Ba-
chelor Dentalhygienikerin (DH). Ähnliches
wird passieren in der Bachelor-Master-
 Assimilation der Zahnmedizinstudien in
Europa, wie beim freien Zugang zur zahn-
medizinischen Versorgung in ganz Europa.
Eine sehr eingeschränkte Freiberuflichkeit
– oder andersherum gesagt – sehr weit -
gehende unternehmerisch gewerbliche
Organisationsfähigkeit   zahnärztlicher
Leistungserbringung wird kommen.

Eine Liberalisierung, dass überall in
Europa gleiche Rechte und Chancen
 wahrgenommen werden können, wird 
sich durchsetzen, schon deshalb, weil es 
in Wahrheit der kleinste gemeinsame
 Nenner ist. 

Stellen wir uns langsam darauf ein,

toi, toi, toi, Ihr J. Pischel

BONN/KREMS (jp) – Künftig kön-
nen auch die Gesetzlichen Kranken-
kassen Vertragszahnärzte als Gutach-
ter für die vertraglich vereinbarten
Gutachten vorschlagen, nicht nur die
Vertragszahnärzte.

Der Neuordnung zugrunde gelegt
wurde der Ersatzkassenvertrag Zahn-
ärzte. Die Gutachter werden künftig
alle für vier Jahre bestellt, ein Wider -
rufen der Bestellung ist nur einver-
nehmlich möglich. Wer erstmals als
Gutachter bestellt wird, bekommt ein
Jahr „Einarbeitungszeit“, in der er
fachlich begleitet wird und in dem 
er seine  Gutachten dem zuständigen
Referenten der KZV vorlegen muss. 

Es werden auch Qualifikations-
kriterien genannt, die der Gutachter
erfüllen muss. Demnach sollen die
Gutachter zum Bestellungszeitpunkt
über eine mindestens vierjährige,
 ununterbrochen bestehende ver-
tragszahnärztliche Zulassung sowie
über ausreichende Erfahrung auf
dem Gebiet, für das sie bestellt wer-
den sollen, verfügen. Dabei wird auch
der Nachweis einer angemessenen
Zahl an Behandlungsfällen gefordert.
Gutachter und Obergutachter sind
verpflichtet, an den Gutachter- be -
ziehungsweise Obergutachtertagun-
gen der sie bestellenden KZV/KZBV
teilzunehmen und dieser gegenüber
die jährliche Teilnahme an fachbezo-
genen Fortbildungsmaßnahmen im
jeweiligen Leistungsbereich nachzu-
weisen. Außerdem haben die ange-
henden Gutachter zu versichern, dass
sie ihre Tätigkeit weisungsungebun-
den und fachlich unabhängig aus -
üben werden. 

Für alle zu begutachtenden Leis-
tungen in der gesetzlichen Kranken-
versicherung – Zahnersatz, kiefer -

orthopädische Behandlungen, para-
dontologische Leistungen und im-
plantologische Leistungen für Aus-
nahmeindikationen – müssen die
Gutachter ihre Gutachten innerhalb
von vier Wochen vorlegen, Ausnah-
men müssen begründet und der
Kasse rechtzeitig angezeigt werden.
Die Einspruchsfrist beträgt einheit-
lich einen Monat nach Zugang der
Stellungnahme beim Zahnarzt, der
Antrag auf Obergutachten ist schrift-
lich bei der KZBV zu stellen. Bleibt
der Einspruch erfolglos, trägt der
Zahnarzt die Kosten des Obergutach-
tens anteilig beziehungsweise voll-
ständig. Die Höhe der Kosten wird im
Einzelfall von den jeweiligen Fach-
gutachtern der KZBV im Einverneh-
men mit dem GKV-Spitzenverband
festgestellt. Bei kieferorthopädischen
Leistungen müssen Kieferortho -
päden ab 1. April 2014 der Kran -
kenkasse Leistungen anzeigen, die
ohne Therapieänderung über die
 ursprünglich geplanten Leistungen

hinausgehen. Die Kasse kann diese
Leistungen dann gutachterlich prü-
fen lassen. Bei PAR-Leistungen ent-
fallen im Primärkassenbereich die
Begutachtung eines Nachbefunds
und im Ersatzkassenbereich die Be-
gutachtung einzelner Behandlungs-
positionen. Bei den Prothetik-Gut-
achten sind die unterschiedlichen
Verfahren „Obergutachter“ oder
„Prothetik-Einigungsausschuss“
jetzt für alle Kassenarten frei. KZVen
und Kassen ist überlassen, auf 
welches Verfahren sie sich einigen.
Neu ist, dass die Kassen bereits aus -
geführte prothetische Leistungen
innerhalb von 24 Monaten nach
 definitiver Eingliederung begutach-
ten lassen können, wenn sie Pla-
nungs- oder Ausführungsmängel
vermuten. Bei Mängelgutachten trägt
grundsätzlich die Kasse die Kosten.
Die  geänderten Bundesmantel -
verträge sind ab dem 1. April 2014 
auf der Internetseite der KZBV unter
www.kzbv.de/verträge abzurufen. DT

Selbstverwaltungsstrukturen   der
freien Berufe. Diese werden vom Be-
rufsstand getragen und finanziert,
basieren auf demokratischen Prinzi-
pien und entlasten mit der Erfüllung
ihrer Aufgaben ganz unmittelbar 
die Staatsverwaltung. Das Beispiel
der dualen Ausbildung zeige, welch
wichtige Aufgabe die freiberufliche
Selbstverwaltung in Deutschland
übernimmt. 

„Die BZÄK fordert, dass sich das
Europäische Parlament grundsätzlich
gegen Normierungen von Dienstleis-
tungen im Gesundheitsbereich aus-
spricht. Die Prinzipien der Normung
von Produkten können nicht auf

Dienstleistungen im Gesundheits -
bereich übertragen werden.“ 

Die Einführung von Bachelor-
und Masterstrukturen im zahnärzt-
lichen Bereich sieht die BZÄK vor
 allem aus Gründen der Patienten -
sicherheit sehr kritisch. Die BZÄK
unterstreicht mit Blick auf die Aner-
kennung ausländischer Abschlüsse,
dass aus Gründen des Patienten-
schutzes bei allen Angehörigen der
Heilberufe ausreichende Sprach-
kenntnisse vorhanden sein müssen.
Der Nachweis sollte im Wege speziel-
ler Sprachtests geführt werden. 

Der Rechtsrahmen für Medizin-
produkte soll, wie von der EU-Kom-
mission vorgesehen, so auch die

BZÄK, verschärft werden, „um für
 sichere, wirksame und innovative
Medizinprodukte in Europa zu sor-
gen“. Die neuen Vorschläge beinhal-
ten strengere Vorgaben für das Inver-
kehrbringen von Medizinprodukten,
gekoppelt mit einer besseren Markt-
überwachung und Rückverfolg -
barkeit. So sollen Medizinprodukte
künftig mithilfe einer Medizinpro-
duktenummer unverkennbar zuzu-
ordnen sein. Ein spezieller Ausweis
soll ferner für alle Implantate aus -
gehändigt werden. Medizinprodukte,
die absichtlich Nanomaterialien zu
therapeutischen Zwecken freisetzen,
sollen automatisch in die höchste
 Risikoklasse III fallen. DT

Erst Mitte März 2014 hat der
 wissenschaftliche Beratungsausschuss 
für Gesundheits- und Umweltrisiken
der Europäischen Kommission, das
Scientific Committee on Health and
Environmental Risks (SCHER), eine
„finale Stellungnahme zu den Ge-
sundheits- und Umweltauswirkungen

von Amalgam veröffentlicht“, wo es
heißt „... dass die Gesundheits- und Um-
weltgefährdung durch das in zahnärzt-
lichem Amalgam enthaltene Queck -
silber vergleichsweise gering ist. Nur
unter außergewöhnlichen Umstän-
den (‚Worst-Case-Szenario‘), d.h. im
Falle einer hohen Zahnarztdichte, ver-
bunden mit einem hohen Grad der

Amalgamnutzung bei gleichzeitigem
Fehlen von Amalgamabscheidern,
könne nicht ausgeschlossen werden,
dass auf lokaler Ebene Risiken für
 Gesundheit und Umwelt bestünden.“
Dieses Szenario ist für Deutschland
ausgeschlossen, da in Deutschland
Amalgamabscheider für Zahnarzt -
praxen vorgeschrieben sind. DT

ÁFortsetzung von S. 1 oben „Amalgam“

EUROPA 
ernst nehmen
Jürgen Pischel spricht Klartext

Infos zum Autor Qualifikation von GKV- Gutachtern
soll besser werden

Das Gutachterverfahren in der GKV wurde zum 1. April 2014 neu geordnet und einheitlich geregelt. 

ÁFortsetzung von S. 1 Leitartikel „Europawahl“
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